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Mit dem Ende der Sowjetunion und der 
Auflösung des von ihr beherrschten 
Staatenblocks schien für die Länder Ost-
europas der Weg frei, um aus der realso-
zialistischen „zweiten" in die kapitalis-
tisch „erste" Welt zu gelangen und dort 
von Wohlstand und Demokratie zu pro-
fitieren. So wünschte es sich jedenfalls 
die Mehrheit der Bevölkerung der mittel-
und osteuropäischen Länder und so ver-
kündeten es auch westliche Politiker und 
Wirtschaftswissenschaftler: mit der 
schnellen Einführung marktwirtschaftli-
cher Strukturen, der Privatisierung der 
staatlichen Unternehmen und der Ein-
richtung parlamentarisch-demokratischer 
Institutionen sollte das nach dem Zu-
sammenbruch des Realsozialismus un-
ausweichliche „Tal der Tränen" bald 
durchschritten sein. ,,Blühende Land-
schaften", die einst ein Kanzler Kohl den 
Menschen der DDR versprochen hatte, 
wurden nicht nur dort erwartet. 
Zwar wurden in allen ehemals „sozialisti-
schen" Ländern marktwirtschaftliche Re-
formen eingeführt, doch haben die neu-
en osteuropäische Kapitalismen - trotz 
der historisch einmaligen Radikalität bei 
der Einführung von Privatisierungs-, Li-
beralisierungs- und Deregulierungsmaß-
nahmen - noch immer recht wenig Ähn-
lichkeiten mit ihren westlichen Vorbil-
dern. Ende der 1990 Jahre reicht die 
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit (gemes-
sen im Bruttoinlandsprodukt pro Kopf) 
der meisten osteuropäischen EU-Bei-
trittskandidaten nicht einmal an diejeni-
ge der ärmeren EU Länder wie Griechen-
land heran - und diese Beitrittskandida-
ten bilden innerhalb Osteuropas Länder 
den Wohlstandsgürtel. Entscheidender 
noch als das absolute Entwicklungsgefäl-
le ist aber dessen Dynamik: Der Abstand 
zwischen West- und Osteuropa hat sich 
in den l 990er Jahren vergrößert und 
nicht verringert; die ungleiche Entwick-
lung hat sich deutlich verstärkt. 
Für diese - bislang jedenfalls - magere 
Bilanz nach 12 Jahren Übergang zu 
Demokratie und Marktwirtschaft hat die 
Transformationsforschung, die zu An-
fang der 1990er Jahre propagierte, dass 
eine schnelle und umfassende Einfüh-
rung marktwirtschaftlicher Basisinstituti-
onen fast im Selbstlauf ökonomische Ef. 
fizienz und Wohlstand generieren würde, 
wenig überzeugende Erklärungen zu bie-
ten. Es wird immer deutlicher, dass die 
Kombination aus sozialistischen Hinter-
lassenschaften und neuen marktwirtschaft-
lich-demokratischen Institutionen einen 
Abstieg in die dritte Welt keineswegs 
ausschließt. Ökonomische Rückständig-
keit, schwache T ransformationsstaaten 
und die hohe Bedeutung von Kapital-
importen für die (partielle) Modernisie-
rung lassen zudem Erinnerungen an die 
osteuropäischen Kapitalismen an der Wen-
de vom 19. zum 20. Jahrhundert aufkom-
men. War also der Sozialismus nichts 
weiter als ein „Umweg von der Periphe-
rie in die Peripherie" (Ivan T. Berend)? 
Grund genug, nach dem „Zwischenspiel" 
des Sozialismus, welches die Abhängig-
keit Osteuropas von Weltmarktzusam-
menhängen und von kapitalistisch-
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imperialistischen Mächten für kurze Zeit 
reduziert hatte, erneut über peripheren 
Kapitalismus in Europa nachzudenken. 
Die kritische Transformationsforschung 
hat diesen Begriff längst zur Analyse der 
osteuropäischen Entwicklungen und 
Veiwicklungen genutzt. Allerdings geht 
sie zum Teil recht sorglos mit Begriffen 
wie Peripherie oder Hinterhof um. Der 
Verdacht, Osteuropa würde erneut in 
das Muster einer kolonialen Arbeitstei-
lung gepresst, bestätigt sich keinesfalls so 
umstandslos. Zwar hat sich Russland in 
der Tat in einen typischen „Erdölstaat" 
(Terry Lynn Karl) veiwandelt, und einige 
zentralasiatische Republiken leben aus-
schließlich vom „weißen Gold", der 
Baumwolle. Je „europäischer" die Peri-
pherie, desto komplexer jedoch ihre 
Form der Einbindung in die internatio-
nale Arbeitsteilung: Während z.B. Ru-
mänien hauptsächlich von der Lohnver-
edelung in der Textil- und Bekleidungs-
industrie lebt, hat sich Ungarn in den 
letzten Jahren zu einem „High-tech" Ex-
porteur in die EU gemausert. Diese Dif-
ferenzierung weist darauf hin, dass Ka-
tastrophen- und Abhängigkeitsszenarien 
nicht für jedes osteuropäische Land im 
gleichen Masse zutreffend sind. Gegen 
die allzu simple Peripherisierungsthese 
spricht auch, dass die Transformations-
staaten keineswegs „unschuldige Opfer" 
abstrakter Weltmarkttendenzen oder 
neoimperialistischer Mächte sind: Viel-
mehr sind es die Transformationseliten 
und -gesellschafi:en selber, die auf eine 
schnelle Rückkehr in den kapitalisti-
schen Weltmarkt und auf die Aufnahme 
in internationale Organisationen drän-
gen. Eine empirisch und theoretisch 
fundierte Bestimmung dessen, was Pe-
ripherisierung im osteuropäischen Kon-
text heißt, ist daher zentrales Anliegen 
dieses Heftes. 
Eine genauere Bestimmung der europäi-
schen Peripherie ist allerdings unmög-
lich, ohne einen Blick auf die Verände-
rungen im Zentrum zu nehmen. Prozes-
se der neoliberalen Restrukturierung des 
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globalen Kapitalismus haben nicht nur 
zu einer Transformation der National-
staaten in den „nationalen Wettbewerbs-
staat" Goachim Hirsch) geführt, sondern 
zugleich, wie neuere neogramscianische 
und regulationstheoretische Untersu-
chungen deutlich machen, regionale po-
litische Reorganisationsprozesse initiiert, 
die in transnationalen Herrschaftsprojek-
ten münden. Die EU ist offensichtlich 
das am weitesten fortgeschrittene regio-
nale Herrschaftsprojekt, und gleichzeitig 
von zentraler Bedeutung für Osteuropa. 
Dorothee Bohle untersucht in ihrem 
Beitrag die Agenda einer sich herausbil-
denden transnationalen kapitalistischen 
Klasse. Sie argumentiert, dass sowohl die 
Vertiefung der europäischen Integration 
seit Mitte der 1980er Jahre wie auch die 
Eiweiterung in hohem Maße auf deren 
Interessen zurückgeht. Während die Ver-
tiefung jedoch in ein prekäres hegemo-
niales Projekt münden konnte, in dem 
durch finanzielle Transferleistungen und 
den Appell an nationale Gefühle auch 
subalterne Klassen und Positionen ein-
gebunden wurde, beruht die konkrete 
Form der Einbindung Osteuropas seit 
Anfang der 1990er Jahre auf dem Export 
einer sehr viel „marktradikaleren" und 
weniger konsensualen Variante des Neo-
liberalismus. Dies erlaubt transnationalen 
Kapitalgruppen den Zugriff auf die ost-
europäischen Standorte, und schützt die 
EU gleichzeitig vor zu heftigen internen 
verteilungspolitischen Konflikten. 
Dass Peripherisierung keineswegs em 
einheitlicher Prozess ist, sondern diffe-
renziert betrachtet werden muss, zeigt 
der Beitrag von Gisela Neunhöffer und 
Anne Schüttpelz, die zwei unterschiedli-
che Formen der Peripherisierung unter-
scheiden: Auf der einen Seite stehen die 
EU-Beitrittskandidaten, deren T ransfor-
mationsprozesse in hohem Maße durch 
die EU-Eiweiterungspolitik kontrolliert 
und gesteuert wird. Die EU-Einbindung 
schafft verlässliche Bedingungen für das 
Engagement ausländischen Kapitals und 
erlaubt damit eine außengesteuerte par-
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tieIIe Modernisierung. Auf der anderen 
Seite stehen die Länder, denen diese Per-
spektive nicht offen steht. Deren Welt-
marktintegration erweist sich als offener 
und fragmentierter. Verwertungsbedin-
gungen für in- und ausländisches Kapital 
bleiben prekär, die Integration in trans-
nationale Produktionsnetzwerke eher die 
Ausnahme als die Regel. Es scheint also, 
dass eine transnational-abhängige Integ-
ration in den EU-Raum immer noch ei-
ne bessere Form der Dependenz ist als 
eine direkte Konfrontation mit dem 
Weltmarkt. 
Wie sieht es aber mit den Chancen der 
osteuropäischen Länder aus, innerhalb 
der EU einen Aufholprozeß zu initiie-
ren? Dieser Frage geht Otto Holman in 
einem Vergleich der anstehenden Oster-
weiterung der EU mit der früheren Süd-
erweiterung nach. Er argumentiert, dass 
im Gegensatz zu Spanien (und in gerin-
gerem Maße zu Portugal und Griechen-
land), denen in der Tat seit ihrer EU-
Mitgliedschaft die erfolgreiche Integrati-
on in das kapitalistische Kernland gelun-
gen ist, Osteuropa absehbar einen peri-
pheren Status beibehalten wird. Sowohl 
interne Faktoren, insbesondere das Feh-
len potentiell mächtiger endogener kapi-
talistischer Akteure, wie externe Fakto-
ren, insbesondere die sich verringernde 
finanzielle Solidarität der EU mit den 
Neumitgliedern mindern Osteuropas 
Chancen auf ein erfolgreiches Aufholen. 
Während Holman den EU-Akteuren eine 
bestimmende Rolle in der Gestaltung der 
osteuropäischen Entwicklungspfade zu-
weist, warnen Nicole Li.ndstrom und 
Dora Piroska vor einer zu schnellen Ver-
allgemeinerung dieses Tatbestandes. Am 
slowenischen Beispiel zeigen sie, dass die 
osteuropäischen Beitrittskandidaten trotz 
der Machtfülle der EU und des transna-
tionalen Kapitals durchaus Handlungs-
spielräume in der Umsetzung der euro-
päischen Vorgaben haben. Slowenien 
wiedersetzte sich bislang erfolgreich einer 
Durchdringung (nicht nur) seiner strate-
gischen Sektoren durch ausländisches 
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Kapital. Die Tatsache, dass Slowenien 
zugleich zu den erfolgreichsten Trans-
formationsländern gehört, lässt natürlich 
die Fragen aufkommen, warum nicht 
mehr Staaten dem „slowenischen Weg" 
gefolgt sind, ob er tatsächlich einen Weg 
aus der Peripherie weist, und wie dauer-
haft dieser Sonderweg sein kann. 
Petra Schaper-Rinkel geht in ihrem Bei-
trag der Frage, wie die Agenda der EU 
die konkrete Form der Erweiterung 
prägt, am Beispiel der europäischen In-
formationsgesellschaft nach. Sie zeigt, 
wie die EU mit ihren scheinbar rein 
technischen Vorgaben für Osteuropa 
zugleich eine hierarchische Arbeitstei-
lung vorbereitet, die es den (vor allem 
westeuropäischen) Unternehmen erlaubt, 
ihre Produktionsnetzwerke zu reorgani-
sieren und damit ihre weltweite Wettbe-
werbsfähigkeit zu steigern. Osteuropäi-
sche Beitrittskandidaten, oder auch west-
liche Akteure mit anderen technologie-
politischen Vorstellung haben wemg 
Chancen, den politischen Gehalt der 
EU-Vorgaben zu problematisieren. 
Die Befunde dieses Hefts deuten insge-
samt auf den Nutzen des Peripherie-
Konzeptes für Osteuropa hin. Für wie 
gesichert aber kann unser Wissen über 
den gegenwärtigen Kapitalismus in Ost-
europa und über das sozialistische Sys-
tem überhaupt gelten? Bela Greskovits 
zeigt in seinem Artikel am Beispiel der 
Suche nach dem „wahren" sozialisti-
schen Bruttosozialprodukt, wie sehr der 
Druck 1m Wissenschaftssystem, die 
Dinge voranzutreiben, das Verfolgen 
professioneller Ambitionen und die 
Geschwindigkeit, die durch Beratertätig-
keiten diktiert wird, das theoretische und 
empirische Verständnis des osteuro-
päischen Sozialismus und Kapitalismus 
beeinflussen. Obwohl die Größe des 
,,sozialistischen Bruttosozialprodukts" 
seit Anfang der l 990er Jahre emer 
ständigen Revision unterworfen wurde, 
kann man keineswegs von einem 
Lernprozeß über die wahre Natur des 
sozialistischen Systems sprechen. Viel-
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mehr führt vorschnelle Theoriebildung 
auf empirisch ungesicherter Grundlage 
zu der Entstehung einer neuen Welt der 
„Fakten", welche die hoffuungslose 
Rückständigkeit der realsozialistischen 
Länder als einzig legitime Interpretation 
erscheinen lassen. Während vor 1989 die 
Stabilität des Realsozialismus und eine 
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit, die 
zumindest in die Nähe des Niveaus der 
westlichen Länder reichte, weitgehend 
unbestritten waren, wird der (früher un-
vorstellbare) Zusammenbruch im Nach-
hinein zum sozusagen naturnotwendi-
gen, selbstverständlichen Ereignis. 
Während sich der Heftschwerpunkt mit 
der gegenwärtigen Herausbildung des 
Kapitalismus in Osteuropa beschäftigt, 
untersucht Peter Kriedte in einem Bei-
trag außerhalb des Schwerpunkts eine 
Frage der historischen Herausbildung des 
Kapitalismus: ob und in welcher Hin-
sicht man von einer dem industriellen 
Kapitalismus vorgelagerten eigenständi-
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gen Phase des „Handelskapitalismus" 
ausgehen kann. Einige Andeutungen da-
zu finden sich bereits bei Marx, während 
etwa Fernand Braudel eine derartige 
Strukturierung der Geschichte rundweg 
ablehnt. In dem Beitrag wird versucht, 
einige Elemente einer Theorie des Han-
delskapitalismus zu skizzieren. Dabei 
wird auch deutlich, dass der Übergang 
vom Handelskapitalismus zum Indu-
striekapitalismus keineswegs einer histo-
rischen Notwendigkeit folgt, sondern 
von einer Reihe historisch kontingenter 
Faktoren abhängig ist: auch in der Ver-
gangenheit war Geschichte ein offener 
Prozess. 
Der besondere Dank der Redaktion gilt 
Dorothee Bohle, die nicht nur einen Ar-
tikel zu dem Heft beisteuerte, sondern 
als Gastredakteurin die vorliegende Aus-
gabe auch konzipiert und mit viel Enga-
gement betreut hat. 
PROKLA 130 (März 2003): Gewerkschaften ... zur Sonne, zur Freiheit? 
Angesichts von Globalisierung, Standortkonkurrenz und Massenarbeitslosigkeit sind 
die traditionellen Formen der gewerkschaftlichen Interessenvertretung immer fragwür-
diger geworden. Allerdings konnten bisher weder der Übergang zum Co-Management 
noch die herkömmlichen Formen linker Betriebspolitik überzeugende Alternativen 
aufzeigen. Auch die Ergebnisse korporativer Politikformen, etwa im Rahmen des 
„Bündnisses für Arbeit" haben nicht den von manchen erhofften Durchbruch in 
Richtung höherer Beschäftigung gebracht. Gleichzeitig leiden Gewerkschaften an Mit-
gliederschwund und sind insbesondere für jüngere Arbeitnehmerinnen wenig attraktiv. 
Die Gewerkschaften haben Schwierigkeiten, mit veränderten Lebensverhältnissen und 
Werthaltungen umzugehen: starre Organisationss.trukturen und mangelnde innerorga-
nisatorische Demokratie sind selbst produzierte Bestandteile der gewerkschafi:lichen 
Krise. Die Reaktionen auf diese Situation fallen in einzelnen Ländern recht unter-
schiedlich aus, sie reichen von Gewerkschaftsfusionen in Deutschland bis zu gewerk-
schaftlichen Neugründungen wie SUD in Frankreich oder den Basisaktivitäten der 
Cobas in Italien. Mit neuen Politikformen bemühen sich Gewerkschaften um die 
Mobilisierung von Konsumentinnen, um auf diese Weise Unternehmen zu einer Ver-
besserung der Arbeitsbedingungen zu zwingen. Auch sind schon erste Kooperationen 
zwischen Gewerkschaften und globalisierungskritischer Bewegung entstanden. Diese 
Umbrüche und die veränderten gewerkschaftlichen Praxisformen sollen auf nationaler 
wie internationaler Ebene untersucht werden. 
